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7 9 2 . Verordnung: Arbeitslosenversicherungsbeitrag
7 9 3 . Verordnung: Festlegung von Bewilligungen gemäß § 7 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes für die

Beschäftigung im Winterfremdenverkehr
7 9 4 . Verordnung: Landeshöchstzahlenverordnung 1994
7 9 5 . Kundmachung: Bundeshöchstzahl 1994

792. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales über den Arbeitslosenversi-

cherungsbeitrag

Auf Grund des § 61 Abs. 10 des Arbeitslosenversi-
cherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen und mit Zustimmung des Hauptausschus-
ses des Nationalrates verordnet:

Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag (§ 61
Abs. 1 und 2 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
1977) wird mit Beginn des Beitragszeitraumes
Jänner 1994 auf 6,0 vH erhöht.

Hesoun

793. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales über die Festlegung von
Bewilligungen gemäß § 7 Abs. 1 des Aufent-
haltsgesetzes für die Beschäftigung im Winter-

fremdenverkehr

Auf Grund des § 7 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes,
BGBl. Nr. 466/1992, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 502/1993, wird verordnet:

§ 1. Beschäftigungsbewilligungen nach dem Aus-
länderbeschäftigungsgesetz, BGBl. Nr. 218/1975,
in der Fassung BGBl. Nr. 502/1993, welche für eine
Beschäftigung im Winterfremdenverkehr erteilt
werden, gelten bis zu einer Anzahl von 2 260 als
Bewilligungen nach dem Aufenthaltsgesetz für die
Ausländer, für welche sie dem Arbeitgeber erteilt
wurden.

§ 2. Die im § 1 genannte Anzahl der Beschäfti-
gungsbewilligungen wird auf die nachstehenden
Bundesländer wie folgt aufgeteilt:

§ 3. Als Bewilligungen nach § 1 gelten nur solche
Beschäftigungsbewilligungen, die mit einer Laufzeit
von höchstens sechs Monaten erteilt wurden.

§ 4. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des
31. März 1994 außer Kraft.

Hesoun

794. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales, mit der Landeshöchstzah-
len für die Beschäftigung von Ausländern für
1994 festgesetzt werden (Landeshöchstzahlen-

verordnung 1994)

Auf Grund des § 13 a 2 3 des Ausländerbeschäfti-
gungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 502/1993,
wird verordnet:

§ 1. Zur Sicherung der Bundeshöchstzahl gemäß
§ 12 a des Ausländerbeschäftigungsgesetzes werden
Landeshöchstzahlen für das Jahr 1994 wie folgt
festgesetzt:
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§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1994 in
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 1994 außer
Kraft.

Hesoun

795. Kundmachung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales über die Bundeshöchstzahl

1994

Auf Grund des § 12 a des Ausländerbeschäfti-
gungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 502/1993,
wird kundgemacht:

Die zulässige Gesamtzahl der unselbständig
beschäftigten und arbeitslosen Ausländer (Bundes-
höchstzahl) im Jahre 1994 beträgt 305000.

Hesoun


